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Wiederholungs- und Vertiefungsfragen
 

Fall 1 

1. Verwaltungsaufbau in BW 

a) Die Stadtkreise bzw. kreisfreien Städte  

sind Gemeinde und Kreis zugleich, gehören 
also – wie der Name schon ausdrückt – keinem 
Landkreis an. Stadtkreise haben i.d.R. über 
100.000 Einwohner und damit die nötige Ver-
waltungskraft, um auch die Aufgaben der Land-
kreise, insbesondere die Aufgaben als untere 
Verwaltungsbehörde gemäß § 15 I Nr. 2 LVG, 
wahrzunehmen. Höhere Verwaltungsbehörde 
ist das Regierungspräsidium. Es ist auch Wider-
spruchsbehörde, außer in Selbstverwaltungs-
angelegenheiten (§ 73 I Nr. 3 VwGO). Stadt-
kreis wird man nach § 3 I GemO, sofern nicht 
bereits § 131 I GO einschlägig ist. Beispiel: Hei-
delberg, Freiburg, Mannheim, Stuttgart. 

b) Große Kreisstädte  

sind große Städte (mit i.d.R. über 20.000 Ein-
wohnern), die sich innerhalb eines Landkreises 
befinden. Die Aufgaben zwischen Gemeinde 
und Kreis sind dabei aufgeteilt: die Stadt ist 
zwar grundsätzlich untere Verwaltungsbe-
hörde, § 15 I Nr.1 LVG, für die in § 19 LVG auf-
gezählten Angelegenheiten ist aber der Land-
kreis als untere Verwaltungsbehörde zuständig. 
Höhere Verwaltungsbehörde und Wider-
spruchsbehörde (mit Ausnahme der Selbstver-
waltungsangelegenheiten, § 73 I Nr. 3 VwGO) 
ist in beiden Fällen das RP. Große Kreisstädte 
sind nach §§ 3 II, 131 II GO bspw. Friedrichsha-
fen, Esslingen, Tübingen, Konstanz, Singen, 
Offenburg. 

c) Sonstige kreisangehörige Gemeinden  

sind solche, die aufgrund ihrer Größe nicht zur 
Stadt erklärt wurden. Da ihnen (i.d.R.) die Ver-
waltungskraft für die Wahrnehmung staatlicher 
Aufgaben fehlt, wird hier das LRA als untere 
Verwaltungsbehörde tätig (sofern die Gemein-
den sich nicht zu einer Verwaltungsgemein-
schaft zusammenschließen, die nach §§ 17 I 
Nr.1, 18 LVG u.U. wie eine große Kreisstadt be-
handelt wird). Das LRA ist – auch in Selbstver-
waltungsangelegenheiten – Widerspruchsbe-
hörde für VA der Gemeinde  
(§ 17 AGVwGO i.V.m. § 119 GemO als Aus-
nahme zu § 73 I Nr. 3 VwGO) was die Recht-
mäßigkeit angeht (Zweckmäßigkeit bleibt bei 
Gemeinde).  

d) Landkreise  

sind öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaf-
ten und als Gemeindeverwaltungsverbände 
i.S.d. Art. 28 II 2 GG, Art. 71 LV ebenfalls mit 
(allerdings nur abgeleiteter) Selbstverwaltungs-
hoheit ausgestattet. Zugleich sind sie gemäß § 
1 III LKrO Staatsbehörden, sie haben also – je 
nach Rechtsnatur der wahrgenommenen Auf-
gabe – zwei unterschiedliche Rechtsträger.  

Als Staatsbehörde nimmt der Landkreis  (das 
LRA, § 42 III LKrO) insbesondere die Aufgaben 
der unteren Verwaltungsbehörde i.d.R. für die 
Großen Kreisstädte (soweit keine Ausnahme 
nach § 19 LVG)  und im vollen Umfang für die 
sonstigen kreisangehörigen Gemeinden wahr.  

e) Regierungsbezirke 

Baden-Württemberg ist in vier Regierungsbe-
zirke eingeteilt, die jeweils eine bestimmte An-
zahl von Landkreisen und Stadtkreisen umfas-
sen, vgl.  
§§ 10 ff. LVG. Es handelt sich aber um reine 
Verwaltungsbezirke des Landes ohne eigene 
verfassungsrechtlich garantierte Hoheitsrechte. 
Die Regierungspräsidien werden als höhere 
Verwaltungsbehörden tätig. Ihnen obliegt ins-
besondere die Kontrolle der Städte und Land-
kreise im Wege der Aufsicht und im Wider-
spruchsverfahren. Die Regierungsbezirke sind 
auch für die Bestimmung des zuständigen Ge-
richts von Bedeutung, vgl. § 1 AGVwGO. 

f) Regionen / Regionalverbände 

sind als öff.-r. Körperschaften (& Gemeindever-
bände i.S.d. Art. 71 I 3 LV) für die Raumordnung 
(Erlass der Regionalpläne) zuständig, §§ 12 
LPlG (Dürig Nr. 46).  

Hinweis: Die Regionalverbände werden Ihnen 
aber in der Klausur allenfalls i.R.d. § 1 IV 
BauGB begegnen, wonach die Gemeinden ihre 
Bebauungspläne an die Ziele der Raumord-
nung anzupassen haben. Solche „Ziele“ kön-
nen auch konkrete Angaben im Regionalplan 
sein (Satzung, § 12 X LPlG). Einzelwissen wird 
hier von Ihnen keinesfalls erwartet! 

2. Besonderheiten im Bau- und Polizeirecht 

Die Zuständigkeitsverteilung im Baurecht rich-
tet sich nach §§ 48, 46 LBO. Untere Baurechts-
behörden sind nach § 46 I Nr. 3 LBO die unte-
ren Verwaltungsbehörden. Weiterhin können 
gemäß § 46 II LBO sonstige kreisangehörige 
Gemeinden, die von der Verwaltungskraft 
hierzu in der Lage sind, vom RP zur unteren 
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Baurechtsbehörde erklärt werden. Im Polizei-
recht ist gem. § 104 PolG zwischen allgemei-
nen Polizeibehörden und dem Polizeivollzugs-
dienst des Landes zu unterscheiden. Allge-
meine Polizeibehörden sind gem. § 107 PolG 
die Ministerien, das RP, der Landkreis als un-
tere Verwaltungsbehörde (Kreispolizei) und die 
Gemeinden (Ortspolizei). Insoweit ist die Ver-
waltung hier vier- statt dreistufig organisiert (vgl. 
Kurs Polizeirecht). 

3. Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde 

Verfassungsrechtlich garantiert durch Art. 28 II 
GG und Art. 71 LV. Kein Grundrecht, sondern 
Kompetenz und institutionelle Garantie, aus der 
aber auch subjektive Rechte der Gemeinde ent-

stehen können.1 

1. Inhalt und Reichweite („Schutzbereich“) 

1.1. Institutionelle Garantie  

„Es muss in Deutschland Gemeinden geben“ – 
keine Garantie für den Bestand einer einzelnen 
Gemeinde. 

1.2. Materielle Garantie  

Recht zur „Regelung aller Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwor-
tung“. 

a) Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft  

„Die in der örtl. Gemeinschaft wurzeln oder zu 
ihr in einem besonders engen Verhältnis ste-
hen“, Indizien: geschichtl. Entwicklung, Größe 
und Struktur, aber nicht Verwaltungskraft. 
Nicht: Weisungsaufgaben, Tätigwerden im all-

gemeinpolit. Bereich.2 

b) Universalität („alle“, Aufgabenfindungsrecht) 

c) Regelungskompetenz (insbes. Satzungsho-
heit) 

d) Eigenverantwortlichkeit  

aa) inhaltlich (Gestaltungs-, Ermessens- u. 
Entscheidungsfreiheit bei der Aufgabenerfül-
lung, bzgl. „ob“, „wann“ und „wie“). 

bb) organisatorisch („innere Gemeindeorga-
nisation“, insbesondere Regelung, von wel-

 
1  Vgl. hierzu Gern, Kommunalrecht für Baden-Würt-

temberg, 3.Kapitel, Rn. 24 ff.  
2  Die Gemeinde hat kein „politisches Mandat“ für Fra-

gen, die in die Kompetenz der Länder / des Bundes 
fallen, näher hierzu Gern, Rn 33 (wichtig !) 

3  D.h. es stellt keinen Eingriff in Art. 28 II GG dar, wenn 
der Landesgesetzgeber die Verteilung von Zustän-
digkeiten zwischen Gemeinderat und Bm. anders re-
gelt. Dagegen liegt ein Eingriff vor, wenn das Land 

chem Amt / Amtswalter die Aufgaben wahrge-
nommen werden, nicht dagegen die Regelun-

gen der Kommunalverfassung in der GemO3) 

2. Betroffenheit durch eine konkrete staatliche 
Maßnahme („Eingriff“) 

Verletzt die Maßnahme das Selbstverwaltungs-
recht? Es kann auch ein Eingriff in die fast im-
mer tangierten Organisations-, Personal- und 
Finanzhoheiten vorliegen.  

3. Rechtfertigung („im Rahmen der Gesetze“) 

3.1. Eingriffe in den unantastbaren Kernbereich 
sind stets unzulässig („Wesensgehaltsgaran-

tie“, str.4). Nach h.M. gehören hierzu alle iden-
titätsbestimmenden Merkmale, institutionellen 
Standards, Hoheitsrechte und Aufgaben, die 
die Selbstverwaltung konstituieren und für sie 
unverzichtbar sind, d.h. es muss der Gemeinde 
auch nach dem Eingriff noch ein Restbestand 
von Organisations-, Satzungs-, Planungshoheit 
etc. „übrig bleiben“ („Substraktionsmethode“). 

3.2. Eingriffe in das Selbstverwaltungsrecht, so-
weit es nicht zum „Kernbereich“ gehört (Regel-
fall!),  

a) setzen eine gesetzliche Regelung voraus  
(§ 2 IV GemO). 

b) Diese muss grds. „durch tragfähige Gründe 
des Gemeinwohls gerechtfertigt“ sein, d.h.  

aa) einen öffentlichen Zweck verfolgen, 

bb) geeignet, 

cc) erforderlich (mildestes Mittel) und 

dd) angemessen sein, d.h. im konkreten Ein-
zelfall müssen die öffentlichen Interessen dieje-
nigen der Gemeinde überwiegen.  

Wichtig: Es handelt sich zwar inhaltlich um 
eine Prüfung wie sie auch bei der Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung vorgenommen wird. Trotzdem 
dürfen Sie den Begriff der „Verhältnismäßigkeit“ 
nicht verwenden. Die Rspr. betont immer wie-
der, dass eine Verhältnismäßigkeitsprüfung im 
Rahmen des Art. 28 II GG nicht stattfinden 
solle. Dies hat seine Ursache darin, dass es 
sich nicht um ein GR sondern um eine Kompe-
tenz handelt.  

durch Weisung bestimmen will, welcher Amtswalter 
im Bürgermeisteramt für bestimmte Maßnahmen zu-
ständig sein soll.  

4  Vgl. Gern, Rn. 42. Vorsicht, es handelt sich hierbei 
nicht um einen Anwendungsfall des Art. 19 II GG, 
denn die Selbstverwaltungskompetenz ist gerade 
KEIN Grundrecht (s.o.)! 
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c) Bei Eingriffen in die Organisationshoheit gilt: 
der Gemeinde muss ein „hinreichender organi-
satorischer Spielraum“ verbleiben.  

Hoheitsrechte sind insbesondere… 

a) Organisationshoheit (s.o.),5 

b) Personalhoheit (Recht, über Einstellung, Be-
förderung u. Entlassung v. Bediensteten selbst 
zu entscheiden. Gemeindeintern erfolgt dies 

nach §§ 24 II, 44 I GO),6 

c) Finanzhoheit (Recht auf eigenverantw. Ein-
nahmen- u. Ausgabenwirtschaft, Haushaltsfüh-
rung u. Vermögensverwaltung. Wichtig Abga-

benhoheit7), 

d) Planungshoheit (insbes. Bauleitplanung),8 

e) Kulturhoheit (Bildung, Kunst, Musik, Sport 

etc.).9 

Alle Hoheitsrechte sind begründet und bedingt 
durch die Gebietshoheit der Gemeinde, die nur 
im Rahmen ihres Gemeindegebiets tätig werden 
darf. Hierzu zählt das Erdinnere, aber nicht der 

Luftraum.10 

4. Aufgabenbereiche der Gemeinde11 

1. In organisatorischer Hinsicht ist die Ge-
meinde für alle ihr obliegenden Aufgaben ver-
antwortlich („Wahrnehmungskompetenz“, siehe 
oben).  

2. Inhaltlich werden dagegen verschiedene 
Aufgabenbereiche unterschieden („Sachkom-
petenz“): 

a) Bei den sog. freiwilligen Aufgaben steht der 
Gemeinde ein Aufgabenfindungsrecht zu, sie 
kann nach pflichtgemäßem Ermessen über das 
„ob“ und das „wie“ der Aufgabenerfüllung ent-
scheiden. Allerdings kann das Ermessen u.U. 
durch verfassungsrechtliche Vorgaben (Sozial-
und Rechtsstaatsprinzip, Grundrechte) redu-
ziert werden. Beispiel: Bücherei, Schwimmbad, 
Sportplatz, Vereinsförderung etc. 

b) Die weisungsfreien Pflichtaufgaben sind 
dadurch gekennzeichnet, dass die Gemeinde 
zur Wahrnehmung der Aufgaben (dem „ob“) 
verpflichtet ist. Im Hinblick auf die Modalitäten 

 
5    Klausurrelevanter „Klassiker“ ist hier die gesetzliche 

Verpflichtung zur Schaffung von Stellen für Gleich-
stellungsbeauftragte, vgl. Gern Rn. 91, 191. 

6    Gern, Rn. 92, 166. 
7   Gern, Rn. 87 f. 
8    Vgl. unten, Fall 9, Gern Rn 89, ausführl. im Kurs Bau-

recht. 

der Erfüllung (das „wie“) steht ihr ein Ermes-
sensspielraum zu, der allerdings durch verfas-
sungsrechtl. Vorgaben reduziert sein kann 
(s.o.). Die Pflichtaufgaben können der Ge-
meinde durch Bundes- oder Landesgesetz auf-
erlegt werden. Beispiele: Einrichtung und Un-
terhaltung von Friedhöfen, Schulen, einer Feu-

erwehr,12 Bauleitplanung (§ 1 III BauGB), aus-
reichendes Angebot an Kindergärten etc. 

Wichtig: Die freiwilligen Aufgaben und wei-
sungsfreien Pflichtaufgaben sind vom Schutz-
bereich der Selbstverwaltungshoheit (Art. 28 
II GG, 71 LV, §§ 1 II, 2 II GO) umfasst. Dem 
Land steht nur eine Befugnis zur Rechtsaufsicht 
(§§ 118 ff. GemO) zu, belastende Maßnahmen 
sind VAe mit Außenwirkung i.S.d. § 35 LVwVfG 
(vgl. Fall) und vermitteln der Gemeinde die Kla-
gebefugnis. 

c) Weisungsaufgaben (d.h. Pflichtaufgaben 
nach Weisung und Bundesauftragsangelegen-
heiten) sind nach h.M. nicht vom Selbstverwal-
tungsrecht der Gemeinde umfasst. Es handelt 
sich um staatliche, den Gemeinden durch Ge-
setz zur Erledigung übertragene Aufgaben (Art. 
71 III, 75 II LV, §§ 1 II, 2 III GO). Folglich sind 
Regelungen in diesem Bereich mangels Au-
ßenwirkung keine VAe, eine allg. Leistungs-
klage scheitert an der grds. fehlenden Klagebe-
fugnis. 

Exkurs: Besonders problematisch ist die recht-
liche Einordnung von Weisungen, die den Um-
fang der Weisungskompetenzen überschrei-
ten (z.B. organisatorische Regelungen beinhal-
ten). Insoweit liegt nämlich ein Eingriff in die 
Selbstverwaltungshoheit der Gemeinde vor. 
Deshalb nimmt die Rspr. in diesen Fällen eine 
Außenwirkung an und bejaht das Vorliegen ei-
nes VA (Anfechtungsklage statthaft). Die Ge-
genansicht lehnt mit der Begründung, dass dies 
vom Weisungsgeber jedenfalls nicht bezweckt 
und damit die Regelung nicht (final) auf Außen-
wirkung „gerichtet“ sei, das Vorliegen eines VA 

ab (allg. Leistungsklage statthaft).13 Wegen des 
Eingriffs in Art. 28 II GG ist hier aber die Klage-
befugnis des § 42 II VwGO (analog) in jedem 
Fall zu bejahen. 

9   Gern, Rn. 93. Vgl. auch Fall 6 (Volkshochschule). 
10  Gern, Rn. 86. 
11  Vgl. hierzu Gern, 7.Kapitel, Rn. 106 ff (wichtig !). 
12  Vgl. Fall 8 Verfassungsrecht („Feuerwehrabgabe“). 
13  Zum Streitstand vgl. Gern, Rn 460.  
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Die Kommunen haben bei der Ausführung von  
Weisungsaufgaben zwar eine Sachkompetenz, 
d.h. sie können über die Art und Weise (das 
„wie“) der Aufgabenerfüllung im Rahmen 
pflichtgemäßen Ermessens und verfassungs-
rechtlicher Vorgaben (s.o.) eigenverantwortlich 
entscheiden. Diese Kompetenz steht jedoch 
unter dem Vorbehalt der Ausübung des Wei-
sungsrechts durch das Land. Mit Erteilung einer 
rechtmäßigen Weisung zieht jenes die Sach-
kompetenz an sich, der Gemeinde verbleibt 
dann lediglich die (organisatorische) Wahrneh-

mungskompetenz.14 

Bei Pflichtaufgaben nach Weisung aufgrund 
Landesrechts steht dem Land die Kompetenz 
zur Ausübung des Weisungsrechtes nur inso-
weit zu, als dies gesetzlich eingeräumt wurde, 
Art. 75 II LV, § 2 III GemO (vgl. z.B. § 48 IV LBO, 
§ 1 VII GaststättenVO). Wird die Gemeinde als 
untere Verwaltungsbehörde tätig, ist das Wei-
sungsrecht des Landes gemäß § 21 III LVG 
stets umfassend gewährleistet. Beispiele für 
Pflichtaufgaben nach Weisung: Tätigwerden als 
untere Verwaltungsbehörde, Aufgaben als 
Ortspolizei oder untere Baurechtsbehörde. 

Die Gemeinden können zur Erledigung von 
Bundesauftragsangelegenheiten herangezo-
gen werden, auch in diesen Fällen handelt es 
sich um übertragene Aufgaben. Beispiele: Vor-
bereitung der Bundestagswahlen, § 18 

BWahlG; Wehrerfassung; BAFöG.15 

Exkurs: Die Verwaltungskompetenz liegt ge-
mäß Art. 30, 83 ff. GG grundsätzlich bei den 
Ländern, sofern dem Bund nicht durch die Ver-
fassung ausdrücklich Kompetenzen eingeräumt 
werden. Dies sind insbesondere die Weisungs-
rechte (Recht- und Zweckmäßigkeit) der Bun-
desauftragsverwaltung nach Art. 85 GG. Die 
Organisation des Aufgabenvollzugs obliegt 
aber auch hier den Ländern. Diese können 
grds. selbst entscheiden, ob sie hierbei die Ge-
meinden einschalten wollen. Der Bund darf nur 
in Ausnahmefällen anordnen, dass die Gemein-
den beim Vollzug beteiligt werden müssen. Die 
Weisungserteilung erfolgt dann i.d.R. zweistu-
fig: vom Bund an die Landesregierung und von 
dieser an die Gemeinden. 

 
14  Rechtswidrige Weisungen sind nichtig und damit 

grds. unverbindlich. Allerdings kann die Gemeinde 
dies mangels Klagebefugnis nicht gerichtlich geltend 
machen, da ihr insoweit keine inhaltlichen Kompe-
tenzen mehr zustehen. Vgl. Fall 9 Verfassungs-
recht zur Parallelproblematik bei der Bundesauf-
tragsverwaltung (Weisung des BMin. im Atomrecht). 

5. Instrumente der Kommunalaufsicht16  

1. Die Rechtsaufsicht dient der Überprüfung 
der Gesetzesmäßigkeit von Selbstverwaltungs-
angelegenheiten der Gemeinde und der Durch-
setzung von Weisungen der Fachaufsicht. Sie 
ist in §§ 118 ff. GemO geregelt. Instrumente der 

Rechtaufsicht sind:
17 

a) das Informationsrecht, § 120 GemO 

b) das Beanstandungsrecht, § 121 GemO  

(Rechtsfolge: Unvollziehbarkeit von Anordnun-
gen u. Beschlüssen des Gemeinderats, keine 
Auswirkungen auf Wirksamkeit bereits durch-
geführter Rechtsakte. Aufforderung, Beschluss 
bzw. Anordnung und deren evtl. ergangenen 
Vollzug rückgängig zu machen) 

c) das Anordnungsrecht, § 122 GemO  

(bei pflichtwidrigem Unterlassen der Gemeinde) 

d) die Ersatzvornahme, § 123 GemO  

(Aufsichtsbehörde wird als gesetzliche Vertre-
terin der Gemeinde tätig, nur unter erschwerten 
Voraussetzungen) 

e) die Bestellung eines Beauftragten, § 124 
GemO 

f) die Vorzeitige Absetzung des Bürgermeisters,  
§ 128 GemO 

2. Die Fachaufsicht betrifft Recht- und Zweck-
mäßigkeit der Maßnahme und ist in § 129 
GemO und in den einschlägigen Spezialgeset-
zen (insbes. LVG, LBO, PolG) geregelt. Wich-
tigstes Instrument ist die Weisung, zudem ste-
hen den Aufsichtsbehörden nach §§ 129 II 1, 
120 GemO Informationsrechte zu. Eine Wei-
sung kann sowohl auf die Rechts- als auf die 
Zweckwidrigkeit der gemeindlichen Aufgaben-
erfüllung abstellen.  

Leistet die Gemeinde einer rechtmäßigen Wei-
sung keine Folge, begeht sie einen Rechtsver-
stoß. Die Fachaufsichtsbehörde muss sich in 
diesem Fall an die Rechtsaufsichtsbehörde 
wenden, welche die Befolgung der Weisung mit 
den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln (s.o.) 
durchsetzen kann (§ 129 II 2 GemO).  

15 Gern Rn. 111. 
16  Hierzu Gern, 17. Kapitel, Rn 432 ff. 
17  Ausführlich Gern, Rn 439 ff; zum Prüfungsschema 

vgl. Fall. 
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6. Mitgliedschaft im Gemeinderat  

Der GR ist Verwaltungsorgan und Hauptorgan 
der Gemeinde. Er besteht aus dem Bürgermeis-
ter und den ehrenamtlichen Gemeinderäten, 
deren Zahl anhand der Einwohnerzahl, § 143 
GemO, zwingend gesetzlich festgelegt ist, § 25 
GemO.  

Exkurs: Der Bürgermeister hat eine Doppel-
funktion. Er ist zum einen Mitglied des GR, zum 
anderen eigenständiges Gemeindeorgan. Er 
wird - unabhängig von den GRäten - unmittel-
bar von den Bürgern für eine Amtsdauer von 8 
Jahren gewählt, §§ 42 II 1, 45 I GemO. 

GRäte werden gemäß Art. 28 I 3 GG, 72 I LV, 
§§ 14, 26 ff. GemO i.V.m. dem Kommunalwahl-
gesetz (Dürig Nr. 58) von den Bürgern (§ 12 

GemO) auf die Dauer von 5 Jahren gewählt.18 
GRat kann werden, wer wählbar ist, § 28 
GemO, sofern bei ihm keiner der in § 29 GemO 
aufgezählten Hinderungsgründe vorliegt. Da es 
sich um eine ehrenamtl. Tätigkeit handelt, muss 
er die Wahl annehmen, sofern kein Hinderungs-
grund vorliegt, §§ 15 ff. GemO. Gemeinderäte 
üben ein öffentliches Amt aus und sind deshalb 
„Beamte im haftungsrechtlichen Sinn“ (Art. 34 
GG, § 839 BGB, vgl. Kurs Staatshaftungs-
recht). 

7. Ausscheiden eines Gemeinderats 

Der Sitz fällt dem nächsten Listenkandidaten 
zu, § 31 II GemO, § 26 KWahlG.  

8. Fraktionen im Gemeinderat 

Vgl. Gern, Rn. 219 – 226. 

 

Fall 2 

1. Hausverbot 

Der Bürgermeister übt auch die sich aus dem 
Zivilrecht ergebenden Rechte der Gemeinde 
aus, wie Besitz- und Hausrecht. Spricht der BM 
(oder Beauftragte) ein Hausverbot aus, soll 
nach einer Meinung der Zweck des Hausverbo-
tes über dessen Rechtsqualität entscheiden. 
Will der BM die Funktionsfähigkeit der Verwal-
tung erhalten, so ist das Hausverbot öffentlich-
rechtlich (Verweisung von Obdachlosen, die 
sich aufwärmen wollen, aus dem Rathaus). 

 
18  Verhältniswahl, § 26 II GemO. Zu den Wahlgrundsät-

zen vgl. Gern, Rn. 168 ff. bzw. Fall 4 Verfassungs-
recht. 

Nach anderer Meinung soll der Zweck des Be-
suches des Verwiesenen die Rechtsqualität be-
stimmen. Obdachloser, der sich aufwärmt = Zi-
vilR, Obdachloser, der eigentlich „Stütze“ abho-
len will = ÖR.  

2. Hausverbot vom 15.3. 

Es war Wiederholung eines ersten Hausverbo-
tes. 

3. Zwangsweise Durchsetzung gegen Störer 

Da hier ein VA gegeben ist, erfolgt die Durch-
setzung der Verweisung durch VwVollstre-
ckung. Also notfalls durch Maßnahmen des 
LVwVG bis zum unmittelbaren Zwang. 

4. Ordnungskompetenz des GR 

Zuweisung der Kompetenz an den BM durch die 
Gemeindeordnung. GR kann nur den internen 
Gang der Verhandlungen in einer Geschäftsord-
nung regeln. 

5. Rauchverbot 

Inzwischen durch gesetzliche Vorgaben zum 
Nichtraucherschutz wohl nach h.M. Verpflichtung 
des BM „Rauchfreiheit“ sicherzustellen. Ob „ver-
fassungsgerichtlich“ möglich, hängt davon ab, ob 
man insofern auf eine Betroffenheit in Grundrech-
ten als nat. Person abstellt (dann nach Rechts-
wegerschöpfung Verfassungsbeschwerde). Eine 
direkte Klage ist nicht möglich, da Verfassungs-
gericht keine Gerichtsbarkeit/kein Rechtsweg. 

6. Tonbandaufnahmen 

Problem des Grundrechtsschutzes der Gemein-
deratsmitglieder, da Organe der öffentlichen 
Hand. Jedenfalls aber einfachgesetzlicher 
Schutz im Rahmen der Funktionsfähigkeit des 
GR (freie Rede).  
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Fall 4  

Zum KVS lesen Sie bitte: Hemmer Verwal-
tungsrecht II Rdnr. 273 ff. 

 

1. Warum ist die sog. Kommunalverfas-
sungsstreitigkeit kein verfassungsrechtli-
ches Verfahren? 

Es fehlt an der doppelten Verfassungsunmittel-
barkeit: Weder GR noch BM sind Verfassungs-
organe noch geht es inhaltlich um Verfassungs-
recht. Es handelt sich um einen Streit innerhalb 
von Verwaltungsorganen. 

2. Warum sind Beschlüsse des Gemeinde-
rats nach h.M. keine Verwaltungsakte? 

Es fehlt regelmäßig an der Außenwirkung. GR-
Beschlüsse müssen i.d.R. erst vom Bürger-
meister vollzogen werden. Es werden teilweise 
Ausnahmen angenommen: Die Straßenbenen-
nung und die Abstimmung über das Ausschei-
den eines GR sollen VAe sein. 

3. Welche Klageart kommt bei der Kommu-
nalverfassungsstreitigkeit als richtige Kla-
geart in Betracht (Argumente!)? 

Meist die Feststellungsklage, selten die Leis-
tungsklage. 

Die Organe haben i.d.R. keinen Anspruch da-
rauf, dass abgestimmt wird oder mit einem be-
stimmten Ergebnis abgestimmt wird. Sie kön-
nen meist nur nachträglich feststellen lassen, 
dass bei bestimmten Abstimmungen (Verfah-
ren) ihre organschaftlichen Rechte verletzt wa-
ren mit der Rechtsfolge, dass diese Verfahren 
unwirksam sind.  Dann aber meist kein An-
spruch auf Wiederholung. 

4. Bei welchen Fallgestaltungen ist i.d.R. 
eine Kommunalverfassungsstreitigkeit an-
zunehmen? 

Bei der Abgrenzung von Rechten und Pflichten 
(aus der Gemeindeverfassung GemO) der ein-
zelnen an der Entscheidungsfindung beteiligten 
Organe (BM, Gemeinderat, Teile des GR, ein-
zelner GR). 

5. Welche Rechtsfolge hat ein rechtswidri-
ger Gemeinderatsbeschluss? 

Er ist unwirksam und unverbindlich. Die ent-
sprechende Feststellung der Rechtswidrigkeit 
dient der Rechtssicherheit.  

6. Warum können die Heilungsvorschriften 
des VwVfG nicht angewendet werden? 

Weil es sich nicht um ein Verwaltungsverfahren 
handelt. 

Fall 5  

1. Prüfungsschema § 10 II GO 

I. Anspruchsberechtigter Personenkreis 

a) „Einwohner“ 

der Gemeinde ist jede natürliche Person, die in 
der Gemeinde den Schwerpunkt ihrer Lebens-
beziehungen eingerichtet hat, § 10 I GemO.  

b) Juristische Personen oder Vereinigungen  

mit Sitz in der Gemeinde und örtlichem Aufga-
benschwerpunkt (vgl. Fall) 

II. Öffentliche Einrichtung der Gemeinde ist… 

a) Jede Zusammenfassung von Personal- 
und / oder Sachmitteln, die von der Gemeinde  

Ob die Einrichtung in die Verwaltung eingeglie-
dert ist (Regiebetrieb), als rechts- oder nicht-
rechtsfähige Anstalt ausgestaltet ist oder in ei-
ner privatrechtlichen Organisationsform 
(GmbH, AG) betrieben wird, ist unerheblich 
(letzteres zumindest solange, wie die Ge-
meinde noch die Mehrheit der Anteile innehat). 

b) im Rahmen ihres Wirkungskreises 

§§ 1, 2 GemO, d.h. im Rahmen ihrer verfas-
sungsrechtlichen (Art. 28 II GG) oder staatlich 
übertragenen Kompetenzen (vgl. WuV - Fragen 
3, 4 zu Fall 1) . Unerheblich ist, ob der Betrieb 
der Einrichtung zu den Pflichtaufgaben (Schule, 
Kindergärten) oder freiwilligen Aufgaben (Stadt-
halle, Museum) zählt. 

c) errichtet wurde (d.h. schon existiert) und 
durch einen gemeindlichen Widmungsakt  

Die Widmung legt die öffentliche Zweckbestim-
mung der Einrichtung und den berechtigten 
Personenkreis fest. Sie erfolgt durch VA (der 
auch konkludent in der Eröffnung liegen kann) 
bzw. durch Erlass einer entsprechenden Benut-
zungssatzung.  

d) dem vom Widmungszweck erfassten Per-
sonenkreis  

Bspw. Schüler, Obdachlose oder alle Einwoh-
ner der Gemeinde; die Gemeinde kann durch 
Widmung auch Nichteinwohnern oder ortsfrem-
den Vereinen die Benutzung der Einrichtung 
einräumen. 

e) nach einer Zulassung  

Keine öffentl. Einrichtungen sind die öffentli-
chen Sachen im Gemeingebrauch (Straßen, 
Parkbänke etc.), da die Widmung dem Einzel-
nen dort im Rahmen des Gemeingebrauchs ein 
Recht zur zulassungsfreien Nutzung gewährt, 
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nur besondere Nutzungen („Sondernutzungen“) 
müssen genehmigt werden. 

f) zur Benutzung offensteht. 

Keine öffentlichen Einrichtungen sind weiter die 
öffentlichen Sachen im Verwaltungsgebrauch, 
da sie nicht der Benutzung durch den Bürger 
dienen sondern nur Hilfsmittel zur Vornahme 
von Amtshandlungen sind; bspw. Rathaus, 
Schulgebäude.  

Im Hinblick auf das Benutzungsverhältnis hat 
die Gemeinde ein Wahlrecht zwischen dem öf-
fentlichen Recht und dem (Verwaltungs-) Pri-
vatrecht, s.u. 

III. Im Rahmen des geltenden Rechts, d.h.  

a) des Widmungszwecks, 

b) der vorhandenen Kapazität, 

c) im Rahmen der sonstigen Gesetze, z.B.  

aa) im Hinblick auf die Verpflichtung der Ge-
meinden zu sparsamer und wirtschaftlicher 
Haushaltsführung kann der Abschluss einer 
Haftpflichtversicherung gefordert werden; 

bb) eine Versammlung, auf der Rechtsver-
stöße, z.B. die Begehung von Straftaten, zu 
erwarten sind oder die aus anderen Gründen 
rechtswidrig ist, im Hinblick auf die Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit (§§ 1, 3 PolG 
u.a.) kann untersagt werden; 

Exkurs: Ein Träger öffentlicher Gewalt kann 
nicht verpflichtet werden, durch die Bereitstel-
lung einer öffentlichen Einrichtung zur Verlet-
zung der Rechtsordnung beizutragen (Art. 20 
III GG, vgl. Kurs Verfassungsrecht). Man 
denke etwa an den geplanten Aufruf zu straf-
baren Handlungen oder die Verbreitung der 
sog. "Auschwitzlüge" etc. Problem kann dann 
die Zurechnung getätigter Aussagen zum Ver-
anstalter sein. Vgl. etwa VGH BW NJW 1987, 
2698 (Aufruf zum Volkszählungsboykott); 
VGH Kassel NJW 1993, 2331 (Volksverhet-
zung).  

cc) bei nicht anders abwendbarer Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit kann die Zulassung 
auch dann versagt werden, wenn die Gefahr 
von Dritten (z.B. Gegendemonstranten) aus-
geht. Hier sind allerdings die betroffenen 
Grundrechte (Art. 8, 5, 4, 21 etc. GG) des 
rechtmäßig handelnden Veranstalters zu be-
achten, weshalb ein Verbot nur als „ultima ra-
tio“ in Betracht kommt (vgl. Fall). 

IV. Ermessensentscheidung (Auswahlermessen) 

a) Steht die öffentliche Einrichtung zur Benut-
zung frei, haben die Einwohner, bei denen die 
Anspruchsvoraussetzungen (s.o.) gegeben 
sind, einen Anspruch auf Zulassung zu der öf-
fentlichen Einrichtung. Der Gemeinde steht 
dann kein Ermessensspielraum zu. 

b) Haben jedoch mehrere Bewerber ihren An-
spruch auf Zulassung zu einer Einrichtung mit 
begrenzter Kapazität für den gleichen Zeit-
punkt angemeldet, so hat die Gemeinde zwi-
schen ihnen nach pflichtgemäßem Ermessen 
eine Auswahl zu treffen. Hierbei hat sie insbe-
sondere die betroffenen Grundrechte und an-
dere verfassungsrechtliche und einfach-ge-
setzliche Positionen (z.B. § 5 ParteiG) zu be-
rücksichtigen und gegeneinander abzuwägen 
(vgl. Fall).  

Sofern das Ermessen nicht durch die oben ge-
nannten Rechte bereits „auf Null reduziert“ 
wurde, sind die folgenden Auswahlkriterien 
zulässig: 

- Prioritätsprinzip (vgl. Fall); 

- Leistungsprinzip; 

- bekannt und bewährt (vgl. Kurs VerwR 
AT), aber nicht ausschließlich (es müssen 
auch Neubewerber eine Chance bekom-
men), 

- Wirtschaftlichkeit und Attraktivität der öf-
fentlichen Einrichtung; 

- und andere sachbezogene Gesichts-
punkte (inkl. Lossystem). Soziale Ge-
sichtspunkte, die in keinem Zusammen-
hang zur Entscheidung stehen, sind da-
gegen grds. nicht zu berücksichtigen. 

2. Zulassungs- / Benutzungsverhältnis? 

Das Zulassungsverhältnis („ob“) ist immer öf-
fentlich-rechtlich, bei öffentlichen Einrichtungen 
ergibt sich dies bereits aus § 10 II GemO. Die 
Rechtsform der Einrichtung ist unerheblich (vgl. 
aber auch unten, Frage 6). 

Das Benutzungsverhältnis („wie“) kann bei öf-
fentlich-rechtlicher Organisation öffentlich- oder 
(verwaltungs-) privatrechtlich geregelt sein 
(Wahlrecht der Gemeinde). Je nach Ausgestal-
tung ist entweder der ordentliche oder der 
Verwaltungsrechtsweg gegeben, wobei eine 
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Vermutung für eine öffentlich-rechtliche Ausge-

staltung spricht.19  Bei privatrechtl. Organisa-
tion (GmbH, AG) ist das Benutzungsverhältnis 
immer privatrechtlich. 
Die Zwei-Stufen-Theorie wird außerdem bei der 
Vergabe von Subventionen relevant, sofern 
diese nicht sofort ausgezahlt werden (vgl. Kurs 
VerwR AT). 

3. Fallbeispiel („Martinskirche“)20 

Der BM darf dem Antrag stattgeben, wenn die 
beantragte Nutzung von der Widmung der öf-
fentlichen Einrichtung umfasst ist.  

Die Regelung in § 1 der allgemeinen Miet- und 
Benutzungsordnung ist als Widmung zu den 
dort genannten Zwecken anzusehen. Sie wurde 
in der Folgezeit durch die tatsächliche Art der 
Vergabe der Martinskirche für darüberhinaus-
gehende Veranstaltungen erweitert. Diese fak-
tische Widmungserweiterung wurde mit dem 
Beschluss des Gemeinderats vom 16.4.1997 
auf den ursprünglichen Widmungsumfang zu-
rückgeführt. 

Die beantragte Zulassung hält sich nicht im 
Rahmen des Widmungszwecks. Der Antrag-
steller begehrt mit seinem Hauptantrag die 
Überlassung der Kirche für eine Kabarett-Ver-
anstaltung mit Bewirtung. Der oben wiederge-
gebene Widmungszweck umfasst eine solche 
Veranstaltung nicht. Es erscheint fernliegend, 
dass die Würdigung der Preisträger eines aner-
kannten Kabaretts und insbesondere die zu er-
wartenden Dankesbekundungen der Ausge-
zeichneten keine kabarettistischen Formen an-
nehmen würden, die nach dem Willen der Ge-
meinde in der Martinskirche nicht stattfinden 
sollen. 

Wichtig: Der vom Gemeinderat festgelegte 
Umfang der Widmung einer öffentlichen Ein-
richtung  (§ 10 II 1 GemO) kann durch eine Ver-
gabepraxis der Verwaltung (des BM!), die dar-
über hinausgehende Veranstaltungen zulässt, 
zu einem Anspruch des Einwohners auf Benut-
zung der Einrichtung entsprechend der erwei-
terten Vergabepraxis führen. Der durch die Ver-
gabepraxis gegenüber einem Gemeinderatsbe-
schluss erweiterte Widmungsumfang einer öf-
fentlichen Einrichtung kann durch Änderung der 
Vergabepraxis auf den ursprünglichen Wid-
mungszweck zurückgeführt werden. 

 
19 Vgl. hierzu: VGH BW, Urteil v. 28.4.1997 zum Sport-
boothafen der Inselgemeinde Reichenau im Bodensee, 
ESVGH 47, 207-211. 

 
Die Änderung der Verwaltungspraxis kann auch 
durch einen formell fehlerhaften Gemeinderats-
beschluss erfolgen, der den ursprünglichen 
Widmungsumfang wiederherstellt, wenn die 
Verwaltungspraxis dem folgt. 

4. Verbot der „Zahnlosen Tiger“ 

Ein Verbot der „Zahnlosen Tiger“ könnte sich 
nach § 3 VereinsG richten, der den Art. 9 II GG 
weiter konkretisiert. Hierfür reicht es aus, wenn 
die Behörde (Landes- bzw. Bundesministerium, 
§ 3 II VereinsG) feststellt, dass die Ziele der 
Vereinigung gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung gerichtet sind. Das Verbot ergeht als 
„normaler“ VA. 

Voraussetzung ist aber, dass die „Zahnlosen Ti-
ger“ keine politische Partei im Sinne des Art. 21 
GG sind (§ 2 II Nr.1 VereinsG). Für diese gilt 
gemäß Art. 21 II GG das Entscheidungsmono-

pol des BVerfG, vgl. § 13 Nr. 2, 43 ff BVerfGG.21 

5. Rücktritt vom Mietvertrag 

Der Verwaltungsrechtsweg. Denn auch wenn 
der Mietvertrag die Benutzung kraft ausdrückli-
cher Anordnung privatrechtlich regeln soll, ent-
hält der Rücktritt vom Vertrag zugleich den Wi-
derruf der Zulassung, die immer öffentlich-
rechtlich ist (s.o.).  

6. Zulassungsanspruch bei GmbH 

Das Zulassungsverhältnis („ob“) ist immer öf-
fentlich-rechtlich, bei öffentlichen Einrichtungen 
ergibt sich dies bereits aus § 10 II GemO (s.o.). 
Dies gilt auch dann, wenn die öffentliche Ein-
richtung von der Gemeinde in einer privaten 
Rechtsform betrieben wird (z.B. als Stadtwerke 
GmbH), denn dann muss sie sich im Gesell-
schaftsvertrag hinreichende Einwirkungsmög-
lichkeiten offenhalten. Für den Anspruch auf 
Zulassung ist immer der (für den Kläger vorteil-
haftere!) Verwaltungsrechtsweg statthaft. Be-
klagte ist NICHT die Stadtwerke GmbH sondern 
die Stadt. Klagebegehren ist die Einwirkung der 
Stadt auf die Einrichtung im Wege des Gesell-
schaftsrechts (allg. Leistungsklage). 

Die S hat mit der GmbH einen privatrechtlichen 
Kaufvertrag (Dauerschuldverhältnis) abge-
schlossen und hat somit Erfüllungsansprüche, 
§ 433 BGB. Die GmbH befindet sich u.U. im 
Verzug. Ansprüche aus diesem zivilrechtlichen 

20 VGH BW, Urt. v. 29.10.1997; NVwZ 1998, 540 f. (= 
VBlBW 1998, 145 f. = DVBl 1998, 780 f.). 
21 Zum Begriff der „Partei“ vgl. Hemmer, Staatsrecht II, 
Rn. 344 und Kurs VerfassungsR. 



Kommunalrecht - Baden-Württemberg              WuVs Lösung – Seite 9  

05/2025 

Augsburg - Bayreuth - Berlin/Potsdam - Bielefeld - Bochum - Bonn - Bremen     
Düsseldorf - Erlangen - Frankfurt/M. - Frankfurt/O. - Freiburg - Göttingen - Greifs-
wald/ Rostock - Halle - Hamburg - Hannover - Heidelberg/Mannheim - Jena - Kiel 
Köln - Konstanz - Leipzig - Mainz - Marburg/Gießen - München - Münster - Nürn-
berg 
Osnabrück - Passau - Regensburg - Saarbrücken - Trier - Tübingen/Stuttgart - Würz-
burg 
 

Rechtsverhältnis kann S (zusätzlich!) im or-
dentlichen Rechtsweg einklagen, Klagegegner 
ist dann – nach allg. Regeln – die Stadtwerke 
GmbH. 

Fall 6 

1. § 4 GemO und Sonderregelungen 

§ 4 GemO ist gesetzliche Ermächtigung für alle 
Satzungen, die sich innerhalb der Selbstverwal-
tungsaufgaben der Gemeinde halten und nicht 
in Grundrechte eingreifen. Beispiele: Benut-
zungssatzungen für öffentliche Einrichtungen, 
durch die deren Widmung und die Benutzungs-
regelungen festgelegt werden. Sonderregelun-
gen: § 11 GemO, §§ 10 I, 14 BauGB, § 74 LBO. 

2. Anschluss- und Benutzungszwang 

Es kann u.U. ausreichen, wenn der Einzelne 
nur zum Anschluss an eine öffentl. Einrichtung 
verpflichtet wird. Weiterhin gibt es öffentliche 
Einrichtungen, bei denen ein „Anschluss“, d.h. 
eine technische Verbindung des Grundstücks 
mit der Einrichtung, nicht erforderlich ist (Bspw. 
Schlachthof). Hier reicht ein Benutzungszwang.  

3.  „Öffentliches Bedürfnis“ i.S.d. § 11 GO 

Ein solches liegt vor, wenn für eine Maßnahme 
ausreichende Gründe des öffentlichen Wohls 
sprechen, wenn die Maßnahme also die Le-
bensqualität der Einwohner fördert. Ausrei-
chend ist die generelle Förderung, das öffentl. 
Bedürfnis muss nicht für jeden einzelnen Be-
troffenen bestehen (Gern Rn. 335). 

4. A/B-Zwang bei privatrechtl. Organisation 

Ja. Die Rechtsnatur der öffentl. Einrichtung 
(siehe oben) ist für § 11 GO unerheblich. Der 
A/B-Zwang ändert auch nichts an der privat-
rechtl. Benutzungsregelung zwischen GmbH 
und Benutzer, denn er besteht zwischen der 
Gemeinde und dem Benutzer. 

5. Vereinbarkeit mit Art. 56 f AEUV 

Der A/B-Zwang ist eine Art von Monopolbildung 
(hieraus begründet sich ja auch das sog. „ver-
waltungsrechtl. Schuldverhältnis“, vgl. Fall 2 
Staatshaftungsrecht). Diese ist grundsätzlich 
nach Art. 56 f AEUV unzulässig. Allerdings ist 
sie ausnahmsweise für Tätigkeiten im Bereich 
der Ausübung von öffentlicher Gewalt (Art. 62 
i.V.m. Art. 51 AEUV) und aus Gründen der öf-
fentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit 
gerechtfertigt und somit zulässig (Gern, Rn. 
340). 

6. Echte/unechte Rückwirkung 

Die echte Rückwirkung knüpft an einen in der 
Vergangenheit liegenden abgeschlossenen 
Sachverhalt an und ändert damit nachträglich 
die Rechtslage.  

Die unechte Rückwirkung knüpft dementspre-
chend an einen gegenwärtigen noch nicht ab-
geschlossenen Sachverhalt oder Rechtsbezie-
hung an und verschlechtert die betroffene 
Rechtsposition ganz oder teilweise.  

Rückwirkung zu Gunsten der Betroffenen ist im-
mer möglich. Problematisch ist die belastende 
R. Diese ist bei echter R. grundsätzlich immer 
unzulässig. Bei unechter R. ist eine Abwägung 
von öffentl. Interessen und Vertrauensschutz 
erforderlich (vgl. Fall). Eine belastende (echte 
oder unechte) Rückwirkung ist immer dann zu-
lässig, wenn  

• eine verfassungswidrige Norm ersetzt werden 
soll,  

• eine unklare oder verworrene Rechtslage 
durch eine Norm geklärt werden soll,  

• der Bürger mit einer Regelung rechnen musste 
oder  

• zwingende Gründe des öffentlichen Wohles 
die Regelung erfordern.  

• Oder natürlich immer zu Gunsten des Bürgers 

Fall 8 

1. Selbstverwaltungshoheit des Landkreises 

Auch die Selbstverwaltungshoheit des Land-
kreises ist eine institutionelle Rechtssubjekts-
garantie, wonach es zum einen das Institut des 
Landkreises geben muss (aber nicht die heute 
bestehenden, konkreten Gebietskörperschaf-
ten), zum anderen den Kreisen subjektive 
Rechte eingeräumt werden, bestimmte Angele-
genheiten nach Maßgabe der Gesetze in eige-
ner Verantwortung wahrzunehmen. Die Organi-
sation, Personal- und Finanzverwaltung sowie 
Selbstrepräsentation des Kreises sind originäre 
Kreisaufgaben. Im Unterschied zu den Gemein-
den kommt ihm aber keine Allzuständigkeit zu. 
Es gibt keine inhaltlich „originären“ Kreisaufga-
ben.  

Dem Landkreis muss allerdings ein Mindestbe-
stand an Selbstverwaltungsaufgaben zur eigen-
verantwortlichen Wahrnehmung übertragen 
werden. Dies erfolgt i.d.R. durch „Hochzonung“ 
von Aufgaben mit örtlichem Bezug auf die Land-
kreise, die einen Eingriff in die Selbstverwal-
tungshoheit der Gemeinden darstellt. Von ge-
ringerer Eingriffsintensität als die Hochzonung 
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von Aufgaben ist eine Aufgabenverteilung, bei 
der dem Kreis die Aufgabe der Unterstützung 
der gemeindlichen Aufgabenerfüllung („Ergän-
zungs- und Ausgleichsaufgaben“) zukommt. 

Im Hinblick auf staatliche Eingriffe in Selbstver-
waltungsaufgaben des Landkreises gilt das 
gleiche Prüfungsschema wie beim gemeindli-
chen Selbstverwaltungsrecht. 

2. Aufgabenbereiche des LRA 

a) Das LRA übt in seiner Funktion als Landes-
behörde die Tätigkeiten der unteren Verwal-
tungsbehörde (§ 15 I Nr.1 LVG) aus und erledigt 
alle sonstigen, ihm gesetzlich auferlegten staat-
lichen Aufgaben (z.B. der Rechts- und Fachauf-
sicht). In diesen Fällen ist das Land als Rechts-
träger des LRA (unmittelbare Staatsverwaltung, 
§ 1 III LKrO) passiv legitimiert. 

b) Wird das LRA als Behörde des Landkrei-
ses (mittelbare Staatsverwaltung) tätig, ist der 
Landkreis als Rechtsträger passivlegitimiert. 
Dies gilt sowohl für die Selbstverwaltungsauf-
gaben (freiwilligen Aufgaben und weisungs-
freien Pflichtaufgaben, z.B. Straßenbaulast für 
Kreisstraßen (§ 43 II StrG), Abfallbeseitigung (§ 
6 AbfG)) als auch für die den Kreisen auferleg-
ten Pflichtaufgaben nach Weisung. Gemäß § 16 
LVG kann der Landkreis die für seine Aufga-
benerledigung erforderlichen öffentl. Einrichtun-
gen schaffen (Gern, Rn. 471). 

3. Passivlegitimation beim Stadtkreis 

Eine handelnde Gemeinde, ist immer auch die 
richtige Beklagte, denn sie ist alleinige Rechts-
trägerin ihrer Behörden, auch wenn diese staat-
lich übertragene Aufgaben wahrnehmen. 

4. Organe des Landkreises 

Organe des Landkreises sind der Kreistag und 
der Landrat, § 18 LKrO. Der Kreistag ist Hauptor-
gan des Landkreises, er wird von den Bürgern 
gewählt und entspricht etwa dem Gemeinderat 
auf kommunaler Ebene (§§ 19 ff. LKrO). Der 
Landrat ist Vorsitzender des Kreistages und zu-
gleich eigenes Organ. Er wird vom Kreistag ge-
wählt, ist also – im Gegensatz zum BM nicht un-
mittelbar demokratisch legitimiert. Genauso wie 
der BM vertritt er den Landkreis und bereitet die 
Sitzungen vor, vollzieht die Beschlüsse und hat 
ein Widerspruchsrecht. Als Leiter des LRA erle-
digt er in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der 
laufenden Verwaltung und Weisungsaufgaben, 
§§ 37 ff. LKrO.  

 
22 Vgl. Kurs Verwaltungsrecht AT sowie Hemmer, Ver-

waltungsrecht II, Rn 2873 ff.; Gern, 16. Kapitel, Rn 
420 ff. 

Hinweis: Neben vielen parallelen Regelungen 
verweist die Landkreisordnung in § 51 II LKrO auf 
die Vorschriften der GemO über die Rechtsauf-
sicht (§§ 118, 120 ff. GemO), die vom RP wahr-
genommen wird. Sämtliche Probleme des Kom-
munalrechts (Zuständigkeitsverteilung, Eingriff 
ins Selbstverwaltungsrecht, Rechtmäßigkeit von 
Beschlüssen und Ablauf von Sitzungen) können 
demzufolge auch auf Kreisebene geprüft werden. 
Da die Landkreisordnung weitgehend parallele 
Regelungen zur GemO trifft, können Sie solche 
Klausuren mit kommunalrechtlichem Grundwis-
sen und Gesetzeslektüre problemlos meistern! 

Fall 10 

1. Kommunalverfassungsstreit 

meint eine gerichtl. Streitigkeit zwischen Orga-
nen, Organteilen bzw. Organvertretern kommu-
naler Gebietskörperschaften wegen einer mögl. 
Verletzung der ihnen als Organ bzw. Organteil 
zustehenden (mitgliedschaftlichen) Einzel- oder 

Gruppenrechte im Innenverhältnis.22 Die KVS 
ist eine organinterne / interorganschaftliche 
Streitigkeit, welche die VwGO nicht ausdrück-
lich vorsieht. In der Klausur müssen Sie anspre-
chen: 

a) Verwaltungsrechtsweg (+), da KVS keine 
verfassungsrechtliche (!) Streitigkeit. 

b) Klageart: sui generis? Kein VA mangels Au-
ßenwirkung. Allg. Leistungs- o. Feststellungs-
klage statth. 

c) Klagebefugnis / Feststellungsinteresse: 
mögl. Verletzung v. Organrechten, keine 
Grundrechte o.ä. 

d) Beteiligungsfähigkeit: § 61 Nr.1 o. 2 VwGO 
(analog) ? 

e) Obersatz der Begründetheit: nur, wenn 
Handeln des Beklagten rechtswidrig und Kläger 
dadurch in Organrechten verletzt wurde. 

f) Passivlegitimation: Gemeinde (als Rechtsträ-
gerin) oder gegnerisches Organ?
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2. Süddeutsche Ratsverfassung24 

Die kommunalen Zuständigkeiten sind auf zwei 
Gemeindeorgane konzentriert: GRat und BM. 
Beide sind durch Volkswahlen unmittelbar de-
mokratisch legitimiert. Dies erklärt die weitge-
henden Entscheidungskompetenzen des BM, 
der zugleich auch Mitglied und Vorsitzender des 
GRats ist (s.u.). Der BM ist durch die unmittel-
bare Volkswahl – versetzt zu den Wahlen des 
GRats – von den dort vertretenen Fraktionen 
unabhängig, was seine Entscheidungsfreiheit 
stärkt. Er kann das ihm als Verwaltungsleiter 
zukommende Fachwissen und die Erfahrungen 
als Mitglied in die Entscheidungsfindung des 
GRats einbringen und anders herum durch 
Kenntnis der Hintergründe der Entscheidungen 
für einen effektiven, richtigen und schnellen 
Vollzug sorgen. 

3. Kompetenzverteilung GRat - BM 

1. Ausdrücklich geregelte Zuständigkeiten 

sowie als Auffangnorm § 24 GemO → Gemein-
derat 

Als Vorsitzender des GRats obliegt dem BM die 
Vorbereitung, Einberufung und Leitung der Sit-
zungen, §§ 34, 36 I, 43 I 1. Hs. GemO. Hierzu 
gehört auch die Ordnungsgewalt (dazu später). 

2. Ausnahme? Bürgermeister, soweit dies 
ausdrücklich gesetzlich geregelt ist, insbeson-
dere 

a) Vollzug der Beschlüsse, § 43 I 2. Hs. 
GemO 

b) Eilentscheidungen, § 43 IV GemO 
c) Leiter der Gemeindeverwaltung, innere 

Organisation der Verwaltung, Vorge-
setzter der Bediensteten § 44 I, IV 
GemO 

d) Wichtig: Geschäfte der laufenden Ver-
waltung, § 44 II 1 GemO (hierzu später) 

e) Wichtig: Weisungsaufgaben, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, § 
44 III 1 GemO 

3. Bürgermeister aufgrund ausdrückl. Übertra-
gung von Kompetenzen durch den GRat, § 44 
II GemO. 

4. Beigeordnete 

sind im Außenverhältnis hauptamtliche Vertre-
ter des Bürgermeisters, intern sind sie als Ver-
waltungsbedienstete Leiter von Dezernaten §§ 
49 ff GemO. In Gemeinden mit mehr als 10.000 
Einwohnern können, in Stadtkreisen müssen 
Beigeordnete bestimmt werden. Sie werden 
vom Gemeinderat gewählt und dann (durch VA) 

 
24  Gern, Rn 18. 

zum Beamten auf Zeit ernannt, § 50 GemO. Der 
erste Beigeordnete wird in Stadtkreisen und 
Großen Kreisstädten „Bürgermeister“ genannt, 
der Bürgermeister heißt dann „Oberbürger-
meister“. Die Beigeordneten sind an die (recht-
mäßigen) Weisungen des BM (Leiter der Ver-
waltung) gebunden, sie können die Rechtswid-
rigkeit einer Weisung im KVS geltend machen. 

5. Prüfungsschema Gemeinderatsbeschluss 

1. Zuständigkeit 

a) Verbandskompetenz (Gemeinde) 

b) Organkompetenz (Gemeinderat) 

2. Verfahren, § 37 GemO: 

a) Sitzung ordnungsgemäß einberufen, § 34 
GemO (Form / Frist / TOP berücksichtigt etc.). 

b) und geleitet, §§ 35, 36 GemO 

c) Beschlussfähigkeit des Gemeinderats (mindes-
tens die Hälfte der Mitglieder, § 25 GemO). 

d) Keine Mitwirkung von befangenen (§ 18 GemO) 
oder ausgeschiedenen (§ 31 GemO) Gemein-
deräten. 

e) Ausr. ist die einfache Stimmenmehrheit (§ 37 VI 
GemO) sofern keine anderweitige Regelung. 

3. Form 

a) Niederschrift, § 38 GemO 

b) Bei Satzungen / RechtsVO: Ausfertigung,  
öffentl. Bekanntgabe etc. 

6. Fehlerfolgen beim Gemeinderatsbeschluss 

Rechtswidrigkeit führt i.d.R. zur Nichtigkeit.  
Ausnahme: Wenn bloße Ordnungsvorschriften 
(d.h. nicht besonders wichtige Verfahrens- oder 
Formvorschriften) verletzt wurden, oder wenn 
Heilungs- und Unbeachtlichkeitsvorschriften (§ 
4 GemO, §§ 214 ff. BauGB etc.) eingreifen. 

Hinweis: KommR kommt in einer Klausur sel-
ten isoliert zur Anwendung. Viel häufiger (weil 
zur Notendifferenzierung geeigneter) ist seine 
Einbindung in andere verwaltungsrechtl. Prob-
lembereiche, z.B. ins Polizei- oder Baurecht. 
„Einfallstor“ ist dann i.d.R. ein Gemeinderatsbe-
schluss (z.B. eines BBP oder einer Polizeiver-
ordnung), dessen rw zur Unwirksamkeit von 
Vollzugshandlungen führt, die der Betroffene 
mit einer Klage angreift (inzidente Prüfung kom-
munalrechtlicher Probleme). Im Wege der kon-
kreten Normenkontrolle, § 47 VwGO, ist auch 
eine direkte Überprüfung der Normen möglich.  
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7. Gesetzliche Vertretung durch den BM 

gemäß § 42 I 2 GemO. Organschaftliche Ver-
tretung, die Vertretungsmacht ist im Rahmen 
der kommunalen Verbandskompetenz unbe-
schränkt und unbeschränkbar. Bei Überschrei-
tungen seiner Organzuständigkeiten sind die 
Erklärungen im Außenverhältnis wirksam, so-
fern kein Missbrauch der Vertretungsmacht 
(Evidenz, kollusives Zusammenwirken) vorliegt. 
Erklärungen bedürfen der Schriftform, § 54 
GemO, diese wird bei privat-r. Rechtsgeschäf-

ten als Vertretungsregelung ausgelegt.25 

8. Verstoß gegen die Öffentlichkeit? 

Zugangshindernisse, die den Zugang zur Ge-
meinderatssitzung in tatsächlicher Hinsicht ein-
schränken, führen nur dann zu einer Verletzung 
des Öffentlichkeitsgrundsatzes (vgl. § 35 I 
GemO), wenn sie dem Vorsitzenden bekannt 
oder infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt 

sind.26 

 

 

 
25 Vgl. Gern, Rn. 188 26  Ennuschat, Öffentliches Recht BW, § 1, Rn. 222; 

Geis, KomR, § 11, Rn. 126. 


